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Antwort 

der Bundesregierung 


auf die Kleine Anfrage der Abgeordneten Sick, Frau Tübler, Bremer, Dr. Narjes, Eigen, 
Dreyer, Schulte (Schwäbisch Gmünd), Ey, Straßmeir und Genossen 
- Drucksache 7/2603 - 

betr. Koordinierung einzelner Ressortmaßnahmen zur Beachtung raumordnungs- 
politischer sowie regionaler und sektoraler Konjunktursituationen 


Der Bundesminister für Verkehr hat mit Schreiben vom 28. Ok- 
tober 1974 - StB 1/20.70.50/1082 Vms 74 - im Einvernehmen mit 
dem Bundesminister der Finanzen, für Wirtschaft, für Raum- 
ordnung, Bauwesen und Städtebau wie folgt beantwortet: 

Die vom Bundeskabinett beschlossene Haushaltspolitik sorgt 
für mehr Stabilität in der Bundesrepublik Deutschland. Die Ver- 
änderung von Prioritäten an sich wichtiger und wünschenswer- 
ter Staatsausgaben wird unter Abwägung aller bedeutsamen 
Einflüsse und Wirkungen vorgenommen. Dies gilt auch grund- 
sätzlich für den Verkehrshaushalt. 

Der Verkehrshaushalt gehört nach wie vor zu den Schwerpunk- 
ten des finanziellen und damit des politischen Engagements der 
Bundesregierung. An den grundsätzlichen verkehrspolitischen 
Zielen ist keine Änderung eingetreten. Aus stabilitätspoliti- 
schen Gründen müssen indes die in der Planung entwickelten 
Zeitvorstellungen zu ihrer Verwirklichung Korrekturen erfah- 
ren. Diese beziehen sich auf sämtliche Ausgabenschwerpunkte 
des Verkehrshaushalts, auch auf den Straßenbau. Die unter dem 
Zwang zur Sparsamkeit notwendige zeitliche Streckung der 
Investitionen in diesem Bereich geschieht ebenfalls unter beson- 
derer Berücksichtigung raumordnungspolitischer Gesichtspunkte 
sowie regionaler und sektoraler Konjunktursituationen. Die 
Bundesregierung hat dies durch die Verabschiedung des Son- 
derprogramms zur regionalen und lokalen Abstützung der Be- 
schäftigung nach § 6 Abs. 2 StWG deutlich gemacht. 


1. Trifft es zu, daß die von dem früheren Bundesverkehrsminister 
Dr. Lauritzen wiederholt gegebenen Versicherungen, im Zuge 
der Bundesautobahn Hamburg - Flensburg das Teilstück 
Jagel - Flensburg bis 1976 und das Reststück Flensburg - 
dänische Grenze bis 1978 fertigzustellen, von der jetzigen 
Regierung nicht mehr eingehalten werden soll? 


Es ist nach wie vor beabsichtigt, die Bundesautobahn Hamburg- 
Flensburg bis zur dänischen Grenze durchgehend bis 1978 und 
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die Teilstrecke Tarp-Flensburg (B 199) im Jahre 1976 fertigzu- 
stellen. Lediglich für die Teilstrecke Jagel - Tarp muß die Bau- 
zeit gestreckt werden. 


2. Ist der Bundesregierung bekannt, daß diese Baumaßnahme 
nicht nur verkehrstechnische Bedeutung hat, sondern für den 
nördlichen Grenzraum von entscheidender Relevanz sowohl 
für die weitere Entwicklung wie auch für die Bewältigung der 
schwierigen akuten Verhältnisse ist? 


Ja. Der Bau der BAB Hamburg-Schleswig und - nach Fertigstel- 
lung - ab Januar 1975 auch der westlichen Umgehung Ham- 
burgs hat die verkehrsferne Lage im nördlichen Grenzraum 
entscheidend gemildert. Die Bundesregierung ist der Auffas- 
sung, daß mit diesen Maßnahmen ein wichtiger Beitrag zur Be- 
wältigung der akuten Situation und zur weiteren Entwicklung 
in diesem Raum geleistet worden ist. 


3. Ist die Bundesregierung der Auffassung, daß diese Bundes- 
autobahn insoweit auch erhebliche internationale Bedeutung 
hat, als sie die einzige leistungsfähige Landbrücke nach 
Skandinavien ist? 


4. Ist die Bundesregierung der Meinung, daß die Verbesserung 
der Landverbindungen mit dem EG-Partner Dänemark eine vor- 
dringliche Ausgabe auch im europäischen Sinne ist? 

Ja. Bei der Investitionsplanung berücksichtigt die Bundesregie- 
rung auch die internationalen Verbindungen. 


5. Hält die Bundesregierung es für eine sinnvolle Politik, einer- 
seits Sonderprojekte für die Stützung der Wirtschaftskraft in 
schwachstrukturierten Regionen aufzulegen, andererseits aber 
Investitionsmaßnahmen, deren Durchführung sowohl die Wirt- 
schaftskraft eines solchen Raumes unmittelbar stützen, wie auch 
geeignet sind, die Standortbedingungen auf lange Sicht nach- 
haltig zu verbessern, zu streichen? 

Die Bundesregierung setzt angesichts der knappen Ressourcen 
ihre Finanzmittel schwerpunktmäßig so ein, daß ein optimaler 
Beitrag zur Förderung der Wirtschaftskraft schwach strukturier- 
ter Regionen erreicht wird. 


6. Ist die Bundesregierung bereit und in der Lage, angesichts der 
begrenzten Mittel einen Prioritätenkatalog vorzulegen, aus 
dem erkennbar ist, welche Straßenbauleistungen wann und wo 
im Bundesgebiet durchgeführt werden, und ist sie bereit und 
in der Lage, die Dringlichkeit der Einzelmaßnahmen zu 
begründen? 

Ja. Der Prioritätenkatalog liegt in der Form des 1. Fünf jahres- 
planes und des Entwurfs des Bundeshaushalts 1975 vor. Die 
über das Jahre 1975 hinausreichende Fortschreibung der Pla- 
nung ist zur Zeit im Gange. Es werden die Einzelmaßnahmen 
entsprechend ihrer Dringlichkeit bewertet und begründet. 


7. Ist die Bundesregierung bereit, ihre Entscheidung in Sachen 
Autobahnbau Jagel-Flensburg noch einmal zu überprüfen mit 
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dem Ziel, die von dem früheren Bundesverkehrsminister 
Dr. Lauritzen gegebenen festen Zusagen für die Fertigstellung 
der genannten Strecken doch noch einzuhalten und damit im 
Sinne der von dem Herrn Bundeskanzler genannten regionalen 
Stützungsmaßnahmen zu handeln? 

Siehe Antwort zu den Fragen 1 bis 4 und Präambel. 


8. Eingehend auf die in der Einführung genannten Sonderpro- 
jekte, die aus den Sondermitteln finanziert werden sollen, 
fragen wir die Bundesregierung, ob es zutrifft, daß der Bau 
eines Tunnels unter dem Nord-Ostsee-Kanal bei Brunsbüttel 
vorläufig auf unbestimmte Zeit zurückgestellt worden ist? 


Es hat für den geplanten Tunnel unter dem Nord-Ostsee-Kanal 
bisher keine verbindliche Terminplanung und keine Möglich- 
keit oder Zusage für außerplanmäßige Sondermittel des Bundes 
gegeben. Insofern kann von einer Zurückstellung des Baues 
nicht gesprochen werden. 


9. Ist der Bundesregierung bekannt, daß damit die wirtschaftliche 
Entwicklung des Gebietes der Westküste des Landes Schleswig- 
Holstein entscheidend zurückgeworfen wird? 

10. Ist der Bundesregierung bekannt, daß der Bau eines solchen 
Tunnels gleichzeitig mit der im Gange befindlichen Industriali- 
sierung auf dem Südufer des Nord-Ostsee-Kanals erfolgen muß, 
wenn auch der Raum der Westküste des Landes Schleswig- 
Holstein in den wirtschaftlichen Wirkungsbereich des Industrie- 
gebietes Brunsbüttel organisch einbezogen werden soll? 

11. Teilt die Bundesregierung die Auffassung, daß bei Anerken- 
nung der im Bundesraumordnungsplan gesetzten Ziele der Bau 
des Kanaltunnels in besonderer Weise geeignet ist, in dem 
schwachstrukturierten Gebiet der Westküste des Landes 
Schleswig-Holstein gesunde Lebens- und Arbeitsbedingungen 
herbeizuführen? 


Die Ursachen für die Wirtschafts- und Strukturschwäche eines 
Gebietes und demzufolge die Maßnahmen zu deren Behebung 
sind vielschichtig und fallen keineswegs ausschließlich in die 
Verantwortung des Bundes. Die in den letzten Jahren fertig- 
gestellte Autobahn Hamburg - Schleswig mit der in wenigen 
Monaten verkehrsbereiten westlichen Umgehung Hamburgs so- 
wie die Verbesserungsmaßnahmen im Zuge der B 5/B 204 Ham- 
burg - Heide haben erheblich zum Abbau der bisherigen 
Standortnachteile der Westküste beigetragen. Ein fester Kanal- 
übergang bei Brunsbüttel kann der wirtschaftlichen Entwick- 
lung des südlichen Teiles der Westküste Schleswig-Holsteins 
zusätzlich förderlich sein. Eine solche zusätzliche Förderungs- 
maßnahme könnte allerdings angesichts der finanziellen Mög- 
lichkeiten nur zu Lasten von Maßnahmen in anderen Gebieten 
verwirklicht werden. Die Abwägung konkurrierender Maßnah- 
men ist in der Antwort zu Frage 6 erläutert. 


12. Ist die Bundesregierung bereit, unter Beachtung der genannten 
raumordnungspolitisdien Gesichtspunkte darauf hinzuwirken, 
daß der Bau des Kanaltunnels unverzüglich durchgeführt wird, 
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und ist sie bereit, die Finanzierung unter Umständen aus dem 
jetzt beschlossenen Sonderprogramm von 900 Mio DM durch- 
zuführen? 

Zur Bewertung und zur Terminplanung wird auf die Antwort zu 
Frage 6 verwiesen. Eine Finanzierung aus dem 950 Mio DM- 
Sonderprogramm zur regionalen und lokalen Abstützung der 
Beschäftigung scheidet allein schon auf Grund der Zweckbe- 
stimmung dieses Programmes, das in erster Linie der Stützung 
des Hochbaues dienen soll, aus. 


13. Hält es die Bundesregierung grundsätzlich für erforderlich, 
angesichts der regional und sektoral sehr differenzierten Kon- 
junkturlage die Maßnahmen einzelner Ressorts auch dahin 
besser zu koordinieren, daß die genannten Besonderheiten bei 
der Abwicklung von Einzelplänen berücksichtigt werden? 

Die Bundesregierung bedient sich bereits aller ihr zur Ver- 
fügung stehenden Koordinierungsinstrumente zur Abstimmung 
der Maßnahmen einzelner Ressorts, um der regionalen und 
sektoralen differenzierten Konjunkturlage gerecht zu werden. 


14. Erkennt die Bundesregierung an, daß die in dieser Anfrage 
konkret genannten Fälle insoweit beispielhaft sind, als es sich 
hierbei um ein grundsätzliches Problem handelt, das auch unbe- 
schadet der Dringlichkeit der genannten Maßnahmen grund- 
sätzlich behandelt werden muß, und ist die Bundesregierung in 
der Lage, dazu eine Grundsatzerklärung abzugeben? 

Die Bundesregierung kann nicht bestätigen, daß die beispielhaft 
in der Anfrage genannten Fälle Erkenntnisse gebracht hätten, 
die nicht schon vorher bekannt gewesen wären. Die Bundes- 
regierung sieht daher keinen Anlaß für eine Grundsatzerklä- 
rung. 



